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Umgang mit steigenden Risiken

Überlastsicherung und gefahrengerechtes 
Bauen als zentrale Hebel zu deren Begrenzung

Adrian Mettler, Josef Eberli

Zusammenfassung

Die Risiken aus gravitativen Naturgefahren nehmen in der 
Schweiz infolge Klimawandels und fortschreitender Nut­
zungsentwicklung weiter zu. Gleichzeitig stehen für den 
Schutz von Bevölkerung und Sachwerten nur begrenzte fi­
nanzielle und räumliche Ressourcen zur Verfügung. Das 
seit 2025 gesetzlich verankerte Integrale Risikomanage­
ment (IRM) schafft den Rahmen für einen systematischen, 
risikobasierten und effizienten Umgang mit diesen Heraus­
forderungen. Der Beitrag zeigt auf, weshalb insbesondere 
die Überlastsicherung bestehender Schutzinfrastrukturen 
sowie das gefahrengerechte Bauen in schwach gefährdeten 
Gebieten zentrale Hebel zur zeitnahen Begrenzung des 
Risikoanstiegs darstellen. Ergänzend wird dargelegt, wie 
Risikoübersichten und kantonale Gesamtplanungen durch 
eine strategische Priorisierung von Massnahmen einen effi­
zienten Ressourceneinsatz ermöglichen. Damit stehen heu­
te fachlich erprobte und rechtlich abgestützte Instrumente 
zur Verfügung, um Risiken unter sich verschärfenden Rah­
menbedingungen vorausschauend zu steuern und langfris­
tig auf ein tragbares Mass zu bringen.

Résumé 

Les risques liés aux dangers naturels gravitationnels conti­
nuent dʼaugmenter en Suisse en raison du changement cli­
matique et du développement progressif de lʼutilisation des 
sols. Dans le même temps, les ressources financières et 
spatiales disponibles pour la protection de la population et 
des biens matériels sont limitées. La gestion intégrée des 
risques (GIR), inscrite dans la loi depuis 2025, crée le cadre 
nécessaire pour relever ces défis de manière systématique, 
efficace et fondée sur les risques. Cet article montre pour­
quoi la sécurisation des infrastructures de protection exis­
tantes contre les surcharges et la construction adaptée aux 
risques dans les zones faiblement menacées constituent des 
leviers essentiels pour limiter rapidement lʼaugmentation 
des risques. Elle explique en outre comment les vues d’en­
semble des risques et les planifications cantonales globales 
permettent une utilisation efficace des ressources grâce à 
une priorisation stratégique des mesures. Nous disposons 
ainsi aujourdʼhui dʼinstruments éprouvés sur le plan tech­
nique et fondés sur le plan juridique pour gérer les risques 
de manière proactive dans un contexte de plus en plus dif­
ficile et les ramener à un niveau acceptable à long terme.
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1. Einleitung

Naturereignisse prägen die Schweiz seit je­
her. Sie werden zum Risiko, wenn sie Perso­
nen, erhebliche Sachwerte oder durch Stör­
fälle die Umwelt bedrohen. Mit ihrer hohen 
Siedlungs- und Infrastrukturdichte sind in 
der Schweiz die Risiken aus gravitativen Na­
turgefahren erheblich. Durch die fortschrei­
tende Nutzung gefährdeter Gebiete und die 
Zunahme von Extremniederschlägen infolge 
des Klimawandels steigen diese Risiken in 
den meisten Regionen weiter an.

Das damals schadenintensivste Hochwas­
ser von 1987 führte zum Paradigmawechsel 
im Umgang mit gravitativen Naturgefahren. 
Es zeigte sich, dass absolute Sicherheit nicht 
erreichbar ist und dass anstelle der einseiti­
gen Gefahrenabwehr eine Begrenzung der 
Risiken mit einer Kombination aus raumpla­
nerischen, biologischen, technischen und or­
ganisatorischen Massnahmen zielführend ist. 
Daraus entwickelte sich das Integrale Risiko­
management (IRM), das seit rund 30 Jahren 
in der Schweiz angewendet wird. Es erfasst 
Risiken systematisch, beurteilt ihre Tragbar­
keit und steuert sie durch eine über Fach- und 
Verantwortungsebenen hinweg abgestimmte 
Kombination von Massnahmen, welche gesell­
schaftliche, wirtschaftliche und ökologische 
Zielgrössen gleichwertig berücksichtigt. Mit 
den 2025 in Kraft gesetzten Bundesgesetzen 
über den Wasserbau (WBG), den Wald (WaG) 
und den Gewässerschutz (GschG) sowie den 
dazugehörigen Verordnungen sind die Grund­
sätze des IRM nun rechtlich verankert.

Vor diesem Hintergrund stand das Natur­
gefahrensymposium 2025 des Bundesamts 
für Umwelt. Zwei Jahrzehnte nach dem in­
zwischen schadenreichsten Unwetter von 
2005 bot es über 500 Fachleuten aus Praxis, 
Verwaltung und Forschung die Gelegenheit, 
Bilanz zu ziehen – und zu diskutieren, wie das 
Integrale Risikomanagement in der Praxis 
konsequent umgesetzt werden kann, um die 
zunehmenden Risiken auf ein akzeptiertes 
Mass zu begrenzen und zu reduzieren.

2. �Effizientes Risikomanagement 
unter neuem Naturgefahrenrecht

Mit der fortschreitenden Siedlungs- und In­
frastrukturausdehnung in gefährdeten Ge­
bieten wächst das Schadenpotenzial, wäh­
rend der Klimawandel das Gefahrenpotenzial 
erhöht. Dieser anhaltende Risikoanstieg – aus 
der Überlagerung von Gefährdung und Nut­
zung – trifft auf begrenzte finanzielle und 
räumliche Ressourcen. Ein hinreichender und 
tragfähiger Schutz lässt sich nur erreichen, 
wenn die vorhandenen Mittel optimal einge­
setzt werden. Gefragt ist ein systematischer, 
risikobasierter Umgang, der alle Handlungs­
optionen einbezieht und ihre Wirkung im Zu­
sammenspiel optimiert. Das Integrale Risi­
komanagement bietet dafür den passenden 
Rahmen. Es wurde in der Praxis unter Einbe­
zug aller relevanten Akteure entwickelt und 
ist dadurch breit abgestützt und etabliert. Da 
heute ergriffene Massnahmen in der Zukunft 
wirken, verlangt das revidierte Recht insbe­
sondere, dass die künftige Risikoentwicklung 
konsequent einbezogen wird – sowohl die er­
wartete Zunahme der Gefährdung durch den 
Klimawandel als auch die fortschreitende Nut­
zungsentwicklung. Die Kantone sind darü­
ber hinaus verpflichtet, bis 2031 Risikoüber­
sichten und strategische Gesamtplanungen 
zu erstellen, die eine langfristig abgestimm­
te Steuerung der Risiken und die Mittelpla­
nung ermöglichen. Mit der Rechtsanpassung 
wird das IRM von einer fachlichen Empfeh­
lung zu einem verbindlichen Instrument für 

einen angemessenen und nachhaltigen Schutz 
vor gravitativen Naturgefahren unter den 
sich verschärfenden Rahmenbedingungen.

3. �Umgang mit dem Klimawandel 
im Risikomanagement von Natur­
gefahren

3.1 �Klimawandel erhöht Gefahren­
potenzial

Der Klimawandel prägt die Naturgefahren­
lage der Schweiz bereits deutlich. Die Tempe­
raturen sind hierzulande aufgrund der kom­
plexen Topografie rund doppelt so stark ge­
stiegen wie im globalen Mittel und liegen ak­
tuell rund 2,9 °C über vorindustriellem Niveau 
(Stand 2024) [1]. Selbst unter den derzeit geplan­
ten globalen Klimaschutzmassnahmen steu­
ert die Welt bis Ende Jahrhundert auf eine Er­
wärmung von rund 3 °C zu – und die Schweiz 
sogar auf eine mittlere Erwärmung von 
4,9 °C; ohne zusätzliche Massnahmen würde 
diese 3-Grad-Welt bereits um 2065 erreicht.

Der Klimawandel beeinflusst zahlreiche 
Faktoren, die Naturgefahren verstärken. Kur­
ze, intensive Starkniederschläge nehmen be­
reits heute zu und treten häufiger und stärker 
auf als in der ersten Hälfte des 20. Jahrhun­
derts [1, 2]. In einer 3-Grad-Welt ist mit einer 
Zunahme der stärksten Eintagesniederschlä­
ge um rund 9 Prozent gegenüber 1991 – 2020 
zu rechnen. Bei einstündigen Ereignissen 
sind Intensitätszunahmen bis 30 Prozent re­
alistisch. Ein Eintagesniederschlag mit einer 

Intensiver Winterniederschlag 
am Mittwoch, 13. Dezember 2023, 
in Giswil im Kanton Obwalden: 
Sarnersee tritt über die Ufer.

Naturgefahrensymposium 2025

Am 17. und 18. September 2025 fand das Naturgefahrensymposium des Bundes­
amts für Umwelt BAFU statt. Über 500 Teilnehmende aus der Schweiz und dem 
Ausland diskutierten im KKL Luzern und auf Exkursionen in der Zentralschweiz 
aktuelle Entwicklungen im Naturgefahrenmanagement.

Eröffnet wurde das Symposium mit Grussbotschaften von Bundesrat Albert 
Rösti und BAFU-Direktorin Katrin Schneeberger. Daraufhin erläuterten Beiträge 
aus Forschung und Praxis zentrale Aspekte des Risikomanagements bei Natur­
gefahren – von den Lehren aus dem Unwetter 2005 über den Einfluss von Klima­
wandel und Raumnutzung bis hin zur praktischen Umsetzung des Integralen 
Risikomanagements am Beispiel von Blatten. Auf dem Podium diskutierten Ver­
tretende aus Verwaltung und Politik, darunter Alt-Nationalrätin Barbara Haering 
sowie die Regierungsräte Josef Hess und Thomas Tschudi.

Begleitende Ausstellungen und fünf Exkursionen boten vertiefte und praxis­
nahe Einblicke in die Umsetzung des Integralen Risikomanagements – anhand 
optimal abgestimmter Massnahmenkombinationen aus raumplanerischen, biolo­
gischen, technischen und organisatorischen Massnahmen.
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heutigen Wiederkehrperiode von 50 Jahren 
könnte künftig etwa doppelt so häufig auf­
treten. In Kombination mit einer höheren 
Nullgradgrenze kann die Zunahme kurzer, 
intensiver Niederschläge neben lokalen Über­
schwemmungen vermehrt auch grossräumi­
ge Hochwasser und gravitative Massenbe­
wegungen auslösen [2]. Weil die puffernde 
Wirkung der Schneedecke abnimmt, steigt 
das Hochwasserrisiko auch bei frühen Star­
kniederschlägen. Auch gravitative Massen­
bewegungen nehmen regional und saisonal 
zu [2]. In hochalpinen Gebieten führt das Ab­
schmelzen der Gletscher und das Auftauen 
von gefrorenem Untergrund zu mehr Rut­
schungen und Sturzprozessen, während höhe­
re Geschiebefrachten in alpinen Gewässern 
flussabwärts den Hochwasserschutz und Spei­
cherpotenziale von Stauseen beeinflussen. 
Neue Prozesskombinationen und Ereignis­
ketten können relevant werden, die bisher 
kaum auftraten. Insgesamt steigen Risiken 
für Personen- und Sachschäden sowie für Be­
triebsunterbrüche.

Aus Sicht des Vorsorgeprinzips ist es not­
wendig, in der Gefahrenbeurteilung höhere 
Emissionsszenarien zu berücksichtigen [3], 
insbesondere das CH2025-Szenario mit rund 
3 °C globaler Erwärmung bis Ende Jahrhun­
dert [1]. Die Fachpraxis bestätigt den Bedarf, 
den Klimawandel einzubeziehen: Eine Um­
frage des BAFU in mehreren Kantonen zeig­
te, dass sich die Auswirkungen des Klima­
wandels auf gravitative Naturgefahren be­
reits heute spürbar bemerkbar machen und 
in der Beurteilung wie auch im Vollzug zu 
Herausforderungen führen [3]. Der gesetzli­
che Rahmen unterstützt den Einbezug des 
Klimawandels: Die Verantwortlichen sind 
verpflichtet, vor nachteiligen Auswirkungen 
des Klimawandels zu schützen und diese im 
Risikomanagement von Naturgefahren zu be­
rücksichtigen. Für den praktischen Umgang 
mit dem Klimawandel plant der Bund mit 
Kantonen, Arbeitsgruppen einzusetzen, wel­
che für verschiedene Prozesse und deren re­
gionale Ausprägungen den Umgang in der 
Praxis festlegen. Dabei wird jeweils ausge­
hend vom aktuellen Forschungsstand und 
den noch offenen Punkten festgelegt, wie 
zurzeit der Klimawandel berücksichtigt wer­
den soll. Im Umgang mit gravitativen Natur­
gefahren muss bereits heute die Sensitivität 
jeder Gefahrensituation auf den Klimawandel 
beurteilt werden. Relevante Auswirkungen 
sind in die Gefahrenbeurteilung, Planung 
und Massnahmenumsetzung einzubeziehen, 
um angemessene Sicherheit in der sich ver­
ändernden Zukunft zu gewährleisten.

3.2 �Überlastsicherheit bestehender 
Anlagen als effiziente Anpassungs­
strategie

Vor dem Hintergrund der klimabedingt zuneh­
menden Häufigkeit extremer Niederschlags­
ereignisse [1] ist die systematische Überlast­
sicherung der bestehenden Schutzinfrastruk­
tur als kurzfristig umsetzbarer Hebel zentral, 
um Restrisiken zeitnah zu reduzieren und 
langfristig das Risiko auf einem tragbaren 
Mass zu halten. Die historisch realisierte 
Schutzinfrastruktur wurde mehrheitlich für 
rund 100-jährliche Bemessungsereignisse ge­
plant und repräsentiert ein erhebliches In­
vestitionsvolumen. Aufgrund der häufigeren 
Extremniederschläge fallen die bislang be­
messenen Schutzwirkungen auf deutlich klei­
nere Wiederkehrperioden zurück, wodurch 
das Restrisiko zunimmt. Eine flächendecken­
de Neudimensionierung innerhalb weniger 
Jahrzehnte ist weder finanziell noch perso­
nell realisierbar. Die systematische Überlast­
sicherung bestehender Anlagen erlaubt es hin­
gegen, den Risikoanstieg zeitgerecht wirk­
sam zu begrenzen. Mit verhältnismässigem 
Mitteleinsatz können dabei Restrisiken stark 
reduziert und damit langfristig auf einem 
tragbaren Mass gehalten werden. Dieser An­
satz ist auch in den aktualisierten Rechts­
grundlagen verankert: Bestehende Schutz­
bauten und -anlagen sind auf ihre Überlast­
barkeit und Systemsicherheit zu überprüfen 
und bei Bedarf anzupassen (Art. 8 Abs. 2 
WBV; Art. 17b Abs. 2 WaV). Neue Schutzbau­
ten und -anlagen sind weiterhin robust und 
überlastsicher zu gestalten.

Die Massnahmenkombination soll so aus­
gelegt sein, dass auch im Überlastfall ein Ver­
sagen des Gesamtsystems nicht auftreten 
kann. Wo einzelne Massnahmen keine aus­
reichende Überlastsicherheit gewährleisten, 
sind Redundanzen oder alternative Lösungen 
vorzusehen, um die Verlässlichkeit des Ge­
samtsystems zu erhöhen. Raumplanerische 
Massnahmen erzielen besonders nachhaltige 
Sicherheitswirkungen, indem vom Überlast­
fall betroffene Flächen und Korridore freige­
halten oder freigemacht werden (vgl. Art. 8 
Abs. 3 WBV und Art. 17b Abs. 3 WaV). Ergän­
zend können organisatorische Massnahmen 
die Personenrisiken im Ereignisfall markant 
reduzieren (vgl. Art. 7 WBV und Art. 17a WaV). 
Unsicherheiten, etwa hinsichtlich Prozessdy­
namik, sukzessiver Ereignisse oder Reaktio­
nen des Schutzsystems auf Belastungen, sind 
integraler Bestandteil der Planung und bei 
der Optimierung von Massnahmen systema­
tisch zu berücksichtigen [4]. Entscheide zur 

Überlastsicherung sind transparent zu doku­
mentieren – einschliesslich verwendeter Fach­
grundlagen, bestehender Unsicherheiten, ge­
troffener Annahmen, Risikobeurteilung und 
beteiligter Akteure –, um Nachvollziehbar­
keit und spätere gezielte Anpassungen zu er­
möglichen.

4. �Umgang mit Nutzungen in 
Gefahrengebieten

4.1 �Nutzungsentwicklung erhöht 
Schadenpotenzial

Siedlungsflächen und Sachwerte haben sich 
in den letzten Jahrzehnten markant erhöht 
und die Indikatoren deuten darauf hin, dass 
sich dieser Trend fortsetzt. Eine intensivere 
Nutzung in Gefahrengebieten kann im Ereig­
nisfall zu höheren Schäden führen. Über wei­
te Teile der letzten 150 Jahre stand in der 
Schweiz die Gefahrenabwehr mit Schutzbau­
ten im Vordergrund, während das Auswei­
chen vor Gefahren immer weniger Beachtung 
fand. Mit der Einführung der Gefahrenkarten 
in die Nutzungsplanung ab 1997 wurde ein 
wesentlicher Schritt wieder hin zu einer ge­
fahrenangepassten Raumnutzung vollzogen. 
In roten Gefahrengebieten verhindern sie 
neue Nutzungen, in blauen Gebieten setzen 
sie verbindliche Auflagen, sodass in diesen 
Zonen heute kaum noch nutzungsbedingte 
Risikozunahmen auftreten. Dieser gefahren­
basierte Ansatz erwies sich jedoch als unzu­
reichend, um den Risikoanstieg insgesamt 
zu begrenzen. Denn die Bautätigkeit verla­
gerte sich in der Folge verstärkt in gelbe und 
gelb-weisse Gefahrengebiete, in denen häu­
fig lediglich auf die bestehende Gefährdung 
hingewiesen wurde – ohne verbindliche An­
forderungen an die Nutzung wie die gefah­
rengerechte Bauweise. Heute befinden sich 
rund zwei Drittel der gefährdeten Gebäude in 
gelben Gefahrengebieten. Trotz des im Ver­
gleich geringeren Gefahrenpotenzials führen 
die hohe Anzahl an verletzlichen Sachwerten 
zu einem erheblichen Gesamtrisiko. Ohne ei­
ne bewusste Steuerung der Nutzungsentwick­
lung ist in schwach gefährdeten Gebieten mit 
einem weiteren deutlichen Risikoanstieg zu 
rechnen.

Damit das übergeordnete Ziel, Risiken aus 
Naturgefahren auf ein akzeptiertes Mass zu 
begrenzen, auch unter fortschreitender Nut­
zungsentwicklung erreicht werden kann, 
kommt der gezielten Steuerung der Risiken 
in schwach gefährdeten Gebieten eine zent­
rale Bedeutung zu. Das im revidierten Natur­
gefahrenrecht verankerte risikobasierte Vor­
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gehen des Integralen Risikomanagements ver­
langt daher, dass Risiken aus bestehenden 
und geplanten Nutzungen in allen Gefahren­
gebieten systematisch erfasst, beurteilt und 
gesteuert werden.

4.2 �Gefahrengerechtes Bauen in allen 
Gefahrengebieten zur Risikobe­
grenzung 

Um die steigenden Risiken zu begrenzen, sind 
Massnahmen der risikobasierten Raumpla­
nung in schwach gefährdeten Gebieten be­
sonders effizient. Raumplanerische Mass­
nahmen sollen eine der Gefährdung ange­
passte Nutzung sicherstellen – zentral ist da­
bei das gefahrengerechte Bauen. In schwach 
gefährdeten Gebieten lässt sich durch gefah­
rengerechtes Bauen die Verletzlichkeit von 
Gebäuden und damit das Schadenpotenzial 
meist mit vergleichsweise einfachen Mass­
nahmen deutlich reduzieren oder ganz aus­
schliessen. Aufgrund der überwiegend ein­
fachen Massnahmen und weil ein Grossteil 
der gefährdeten Bauten in schwach gefährde­
ten Gebieten liegt, ist die risikobasierte Raum­
planung der effektivste Hebel zur Begren­
zung des Risikoanstiegs.

In einer durch Überschwemmung gefähr­
deten Zone genügt beispielsweise oft das um 
wenige Dezimeter erhöhte Bauen des Gebäu­
des, um einen Schaden auszuschliessen. Ähn­
lich einfache konzeptionelle Massnahmen 
zum Schutz von Personen und Sachwerten 
existieren auch für weitere Gefahrenprozes­
se. Der Aufwand ist insbesondere dann ge­
ring, wenn die Schutzmassnahmen in der 
Bauplanung konzeptionell berücksichtigt 

werden. Beim Bauen über der Überschwem­
mungskote können Aushubkosten und durch 
die Verwendung von Aushubmaterial für die 
Schüttung ums Gebäude zusätzliche Abtrans­
port- und Deponiekosten gespart werden. Wie 
die Praxis zeigt, sind konzeptionell gefah­
rengerechte Neubauten meist kostengünsti­
ger als nicht gefahrengerechte Bauten. Zudem 
entfallen aufwändige Nachrüstungen nach 
dem Schadenereignis. Soweit möglich sind 
permanente Massnahmen temporären Lösun­
gen vorzuziehen. Für die Praxis bedeutet dies, 
mögliche Risiken aus Naturgefahren vor Ort 
zu beachten und durch konzeptionelle und 
damit kosteneffiziente Massnahmen zu ver­
meiden.

Der gesetzliche Rahmen unterstützt diese 
Praxis weiterhin: Die Kantone begrenzen das 
Hochwasserrisiko in erster Linie durch raum­
planerische Massnahmen und den Gewässer­
unterhalt (Art. 3 Abs. 1 WBG). Die raumpla­
nerischen Massnahmen stellen sicher, dass 
Bauten und Nutzungen in gefährdeten Gebie­
ten entweder vermieden oder naturgefahren­
gerecht erstellt werden, so dass Schäden, 
wenn immer möglich, vermieden werden [5]. 
Die Kantone müssen die Gefahrengebiete und 
explizit auch die Risiken in der Richt- und 
Nutzungsplanung sowie bei ihren übrigen 
raumwirksamen Tätigkeiten berücksichtigen 
(Art. 6 Abs. 1 WBV und Art. 17 Abs. 1 WaV). Das 
heisst, neben der Gefährdung durch die Na­
turgefahr sind auch die bestehende oder die 
geplante Nutzung sowie deren Wert und Ver­
letzlichkeit in die raumplanerischen Überle­
gungen einzubeziehen. Zudem werden Auf­
lagen für die Nutzung in allen Gefahrenge­
bieten geprüft. Als technische Referenz für 

Neubauten sind ausserdem die Normen SIA 
261 und SIA 261/1 massgeblich [6]: sie fordern 
die systematische Abklärung der lokalen Ge­
fährdung. Die Anwendung dieser Normen 
durch verschiedene Akteure erleichtert die 
rechtskonforme und kosteneffiziente Umset­
zung des gefahrengerechten Bauens und ist 
damit ein Kernbaustein der risikobasierten 
Raumplanung zur Begrenzung des Schaden­
potenzials.

5. �Risikoübersichten und effiziente 
Ressourcenzuteilung

Um vorhandene und zukünftige Risiken an­
gesichts begrenzter Mittel effizient zu steu­
ern, werden Datengrundlagen zur Risikolage 
sowie eine darauf abgestützte Priorisierung 
von Massnahmen benötigt. Nach der erfolg­
reichen schweizweiten Erstellung der Gefah­
renkarten sind die Kantone nun verpflichtet, 
darauf aufbauend bis 2031 kantonale Risiko­
übersichten und strategische Gesamtplanun­
gen zu erarbeiten und periodisch zu aktuali­
sieren. Die Risikoübersichten bilden die zen­
trale Grundlage für das Integrale Risikoma­
nagement. Die strategischen Gesamtplanun­
gen sind die übergeordnete effektive Steue­
rung der Risiken. Sie dienen zudem der Mit­
telbereitstellung.

5.1 �Risikoübersichten ermöglichen 
risikobasiertes Naturgefahren­
management

Risikoübersichten sind die zentrale Grundla­
ge für die Umsetzung des gesetzlich veran­
kerten Integralen Risikomanagements. Sie 

Gefahrengerechtes Bauen: Erhöhte Bauweise schützt vor Seehochwasser in Locarno.
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werden durch den Verschnitt der Gefahren­
grundlagen, insbesondere Intensitätskarten, 
mit den Nutzungsgrundlagen erstellt und er­
möglichen eine umfassende Darstellung der 
betroffenen Schutzgüter [7]. Ergänzt mit den 
Informationen zu Risiken nationaler Infra­
strukturen fliessen die kantonalen Risiko­
übersichten in eine nationale Risikoübersicht 
zusammen. Die Risikoübersichten zeigen auf, 
wo viele Personen und Sachwerte von Naturge­
fahren betroffen sein könnten und quantifi­
zieren, mit durchschnittlich wie vielen Todes­
fällen und mit welchen jährlichen Schadener­
wartungswerten zu rechnen ist. Risikoüber­
sichten bieten einen nachvollziehbaren, kom­
munizierbaren Blick auf die Risikolage: Sie 
identifizieren «Risiko-Hotspots» und bilden 
die Grundlage für den Risikodialog mit Verant­
wortungstragenden und Bevölkerung. In der 
Praxis dienen Risikoübersichten dazu, Hand­
lungsbedarf zu begründen, strategische Prio­
risierungen vorzunehmen, gezielte Massnah­
men zu planen und Risiken aus Naturgefah­
ren mit anderen Risiken zu vergleichen. Um 
diese für das Integrale Risikomanagement 
notwendige Datengrundlage schweizweit zu 
gewährleisten, wurde die Erstellung der kan­
tonalen Risikoübersichten bis 2031 rechtlich 
verankert. Die periodische Aktualisierung 
der Risikoübersichten ermöglicht es neu, die 
Risikoentwicklung zu quantifizieren. 

5.2 �Strategische Gesamtplanungen 
fördern effizienten Ressourcen­
einsatz

Aufbauend auf den Risikoübersichten als Da­
tengrundlagen sind die Gesamtplanungen die 
strategische Steuerung der Risiken. Sie er­
möglichen es, das Integrale Risikomanage­
ment nun auch «top-down» umzusetzen. Als 
übergeordnete strategische Planungen der 
Kantone ergänzen sie weitere Instrumente 
des Integralen Risikomanagements, indem 
sie eine bisher bestehende Lücke in der stra­

tegischen Steuerung der Risiken schliessen 
[8]. Damit leisten die Gesamtplanungen ei­
nen zentralen Beitrag zum Auftrag, die Ri­
siken aus gravitativen Naturgefahren effek­
tiv zu begrenzen und auf ein tragbares Mass 
zu reduzieren.

Die langfristig ausgerichteten Gesamtpla­
nungen legen auf der Grundlage einer kanto­
nalen Situationsanalyse die prioritär zu er­
greifenden Massnahmen zum Schutz vor 
Naturgefahren fest [8]. Sie stützen sich dabei 
einerseits auf die kantonalen Risikoübersich­
ten und spätestens ab 2039 auf die Risiko­
entwicklung. Andererseits berücksichtigen 
sie den Umfang und den Zustand der beste­
henden Schutzmassnahmen. Sie zeigen die 
Handlungsoptionen auf und legen die effek­
tivsten und zu priorisierenden Massnahmen 
fest, um den Risikoanstieg möglichst bald und 
effektiv zu begrenzen und die untragbaren 
Risiken zu reduzieren. Aus den Massnahmen 
resultiert der mittel- und langfristige Mittel­
bedarf. Kantonale Gesamtplanungen zu gravi­
tativen Naturgefahren werden für die Haupt­
prozesse Wasser, Lawine/Schneeprozesse, 
Rutschung und Sturz erstellt (Art. 5 Abs. 1 g 
WBV und Art. 16 Abs. 2 f WaV).

Die Gesamtplanungen dienen dem strate­
gischen und effizienten Einsatz der Mittel der 
öffentlichen Hand, die für den Schutz vor Na­
turgefahren eingesetzt werden [8]. Sie schaf­
fen die Voraussetzung, Risiken künftig vor­
ausschauend und proaktiv anzugehen, statt 
primär reaktiv auf Ereignisse zu reagieren. 
Neben ihrer strategischen Bedeutung sind die 
kantonalen Gesamtplanungen ein wichtiges 
Instrument für den Risikodialog sowie für 
die Koordination zwischen den verschiedenen 
Akteurinnen und Akteuren [8]. Sie tragen den 
Besonderheiten der jeweiligen Kantone Rech­
nung und ermöglichen eine abgestimmte Be­
rücksichtigung von Schnittstellen zu weite­
ren Fachplanungen, etwa in den Bereichen 
Revitalisierung, Wasserkraftsanierung so­
wie Forst- und Siedlungsentwicklung.

6. �Fazit

Das Integrale Risikomanagement hat sich in 
der Schweiz als wirksame Methodik bewährt, 
um Risiken aus gravitativen Naturgefahren 
systematisch zu erfassen, zu beurteilen und 
effizient zu steuern. Mit den revidierten ge­
setzlichen Grundlagen stehen heute konsoli­
dierte Instrumente zur Verfügung, die es er­
möglichen, auch unter den sich verschärfen­
den Rahmenbedingungen von Klimawandel 
und Nutzungsentwicklung in Gefahrenge­
bieten ein tragbares Risikoniveau zu gewähr­
leisten. Wichtig dabei ist, die strategische 
Steuerung der Risiken in die Praxis umzu­
setzen.

Dabei zeigen sich zentrale Handlungs­
felder: Die Überlastsicherheit bestehender 
Schutzanlagen gewinnt angesichts zuneh­
mender Extremereignisse aufgrund des Kli­
mawandels an Bedeutung, während der Risi­
koanstieg durch die fortschreitende Nutzung 
schwach gefährdeter Gebiete gezielt durch 
gefahrengerechtes Bauen gesteuert werden 
muss. Auf strategischer Ebene bilden Risi­
koübersichten und kantonale Gesamtplanun­
gen den Schlüssel für eine vorausschauende 
Priorisierung von Massnahmen und einen 
effizienten Mitteleinsatz, um Risiken zeitnah 
zu begrenzen, bevor sie weiter anwachsen.

Das Naturgefahrensymposium 2025 hat 
deutlich gemacht, dass die fachlichen Grund­
lagen, rechtlichen Instrumente und Erfah­
rungen für das Handeln in der Praxis vor­
handen sind. Nun gilt es, diese im Verbund 
von Bund, Kantonen, Gemeinden und Fach­
praxis entschlossen anzuwenden, den Risi­
kodialog weiterzuführen und die Zusam­
menarbeit kontinuierlich zu stärken. So ge­
lingt es, den wachsenden Risiken aus gravi­
tativen Naturgefahren auch künftig wirksam 
zu begegnen, sie zu begrenzen und auf ein 
tragbares Mass zu reduzieren.  
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